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Auftragsvergabe: Sprachvermittlung
im Rahmen des Projekts “IT solution for informational and consultational support for referral to local systems of medical and social assistance for HIV-positive Ukrainians and HIV-vulnerable groups in Germany”


EIGENERKLÄRUNG DES BIETERS


I. Gemäß §§ 123, 124 GWB

[bookmark: _Int_0SCkb9iV]Gemäß § 31 der Verordnung über die Vergabe unterhalb der Schwellenwerte (UVgO) in Verbindung mit §§ 123, 124 GWB erkläre(n) ich/wir hiermit Folgendes:

Weder ich/wir noch eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist (§ 123 Abs. 3 GWB), sind in den letzten fünf Jahren rechtskräftig verurteilt und gegen mich/uns wurde keine rechtskräftige Geldbuße nach § 30 OWiG wegen einer Straftat verhängt, die folgenden Bestimmungen unterliegt:
· § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland);
·  § 261 StGB (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte);
· § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden;
· § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden;
· § 334 StGB (Bestechung) in Verbindung mit dem EU-Bestechungsgesetz, dem Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung, dem Vierten Strafrechtsänderungsgesetz sowie dem Gesetz über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes;
· § 2 Abs. 2 Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr);
· § 370 Abgabenordnung (Steuerhinterziehung) in Verbindung mit § 12 Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden;
· gleichwertige Strafvorschriften anderer Staaten.

Gemäß § 124 GWB erkläre(n) ich/wir, dass:
· das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nicht nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat;
· das Unternehmen zahlungsfähig nicht insolvent ist, über das Vermögen des Unternehmens weder ein Insolvenzverfahren noch ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder ein ähnliches Verfahren eröffnet wurde und das Unternehmen sich weder in Liquidation befindet noch Tätigkeit eingestellt hat;
· das Unternehmen nachweislich keine schwere berufliche Verfehlung begangen hat, die seine Integrität in Frage stellt;
· das Unternehmen mit anderen Unternehmen keine Absprachen geführt oder Vereinbarungen getroffen hat, die Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken;
· kein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person beeinträchtigen könnte, und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann;
· das Unternehmen keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, Schadensersatz oder einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat;
·  das Unternehmen keine in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien keine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat;
· das Unternehmen nicht versucht hat, unrechtmäßig Einfluss auf den Entscheidungsprozess des öffentlichen Auftraggebers zu nehmen, keine vertraulichen Informationen zu erlangen, die ihm unrechtmäßige Vorteile im Vergabeverfahren verschaffen könnten, und keine vorsätzlich oder fahrlässig irreführenden Informationen bereitgestellt hat, die die Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers wesentlich beeinflussen könnten.

Ich/wir erkläre(n):
☐ Gegen mich/uns wurde eingeleitet:
- ein Ermittlungsverfahren
- ein Ordnungswidrigkeitenverfahren

wegen einer Zuwiderhandlung gegen gesetzliche Vorschriften anhängig, die als schwere Verfehlung im Sinne von § 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB eingestuft werden könnten.

Die genauen Umstände sind im Folgenden darzulegen und zu begründen (ggf. auf gesonderter Anlage): 
______________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________

☐ Gegen mich/uns ist kein Ermittlungs- und /oder Ordnungswidrigkeitenverfahren im oben genannten Sinne anhängig.

Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in dieser Eigenerklärung:
· [bookmark: _Int_qK64wVvI]meinen/unseren Ausschluss von der Auftragserteilung gemäß § 31 Abs. 1 UVgO in Verbindung mit § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB
· im Falle der Auftragserteilung eine fristlose Kündigung des Vertrages

zur Folge haben können. 

II. Verarbeitung personenbezogener Daten.

Ich erteile der CHARITABLE ORGANIZATION 100 PERCENT LIFE gGmbH meine freiwillige, informierte und eindeutige Zustimmung zur Verarbeitung, Nutzung und Speicherung meiner personenbezogenen Daten. Dies umfasst sowohl die in dieser Eigenerklärung angegebenen Daten als auch sämtliche personenbezogenen Daten und Unterlagen, die ich im Rahmen meiner Teilnahme am Auswahl- bzw. Wettbewerbsverfahren zur Auswahl von Auftragnehmern bei der CHARITABLE ORGANIZATION 100 PERCENT LIFE gGmbH eingereicht habe.

Die Verarbeitung erfolgt ausschließlich zu folgenden Zwecken:
· Sicherung der Verwaltungsabläufe und Nachweisführung der Organisation; 
· Einhaltung der Bestimmungen der Vergaberichtlinie; 
· Einhaltung der Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union, einschließlich der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO); 
· Sicherstellung von Transparenz und Rechenschaftspflicht gegenüber Förderern, Prüfern und Aufsichtsbehörden.

Die Organisation garantiert, dass meine personenbezogenen Daten: 
· rechtmäßig, nach Treu und Glauben und transparent verarbeitet werden; 
· mindestens 10 Jahre und länger gespeichert werden, wenn dies von Förderern oder gesetzlich verlangt wird; 
· nur autorisierten Mitarbeitern der Organisation zugänglich sind; 
· nicht an Dritte weitergegeben werden, außer in gesetzlich oder durch Förderbedingungen ausdrücklich vorgesehenen Fällen.

Mir ist bekannt, dass ich das Recht habe: 
· diese Zustimmung jederzeit ohne negative Folgen durch schriftliche Mitteilung an die Organisation zu widerrufen; 
· Zugang zu meinen personenbezogenen Daten sowie deren Berichtigung oder Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen; 
· die Löschung oder Übertragung meiner personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 DSGVO zu verlangen.



__________________________   ______________________   ___________________________
[bookmark: _Int_LxtJxBhQ](Ort, Datum)                                 (Unterschrift)                    (Name, Vorname)
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